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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordnete 

Barbara 

Imhof 


(SPD) 


Sind der Bundesregierung aktuelle Erschwer- 
nisse für humanitäre Transporte durch Hilfsorga- 
nisationen oder örtliche Initiativen in die Ukraine 
und andere Nachfolgestaaten der UdSSR be- 
kannt, beispielsweise durch die Erhebung von 
Einfuhrzöllen oder Eingriffe in die Verteilung der 
Hilfsgüter? 


2. Abgeordnete 

Barbara 

Imhof 


(SPD) 


Wenn ja, sieht die Bundesregierung Möglich- 
keiten, zugunsten einer reibungslosen Fortfüh- 
rung derartiger Hilfstransporte tätig zu werden, 
beziehungsweise welche Aktivitäten in dieser 
Richtung hat sie im Kontakt mit den Zielländern 
bereits entwickelt? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 16. April 1997 

In der Ukraine waren Hilfslieferungen bis Ende letzten Jahres durch einen 
gesetzlichen Ausnahmetatbestand von Zöllen und Abgaben freigestellt. 
Diese Regelung wurde durch das Gesetz der Ukraine „Über die Außer- 
kraftsetzung einiger Gesetzesakte zu Fragen der Besteuerung von in das 
Zollgebiet der Ukraine eingeführten Waren" vom 17. Dezember 1996 
gestrichen. In Gesprächen, die unsere Botschaft gemeinsam mit unseren 
europäischen Partnern mit der Regierung in Kiew führte, wurde von ukrai- 
nischer Seite zugesagt, daß humanitäre Lieferungen jetzt im Wege einer 
Einzelfallprüfung durch das Komitee für die Koordinierung der humanitä- 
ren Hilfe beim Kabinett des Ministerrats von Zöllen und Abgaben ausge- 
nommen werden können. 

Dieses Komitee hat inzwischen seine Arbeit auf genommen. Schon jetzt 
erscheint das neue Verfahren allerdings sehr aufwendig und zeitraubend. 
Die Bundesregierung hat sich daher schon mehrfach und auch auf politi- 
scher Ebene für eine Rückkehr zur alten Regelung einer generellen Befrei- 
ung humanitärer Hilfslieferungen von Zöllen und Abgaben eingesetzt. Es 
gibt Anzeichen, daß auch die ukrainische Regierung unsere Überlegun- 
gen in gewissem Umfang teilen könnte. Eine gesetzliche Neuregelung ist 
nach ukrainischer Auskunft in Vorbereitung. 

Im übrigen gibt es auch Probleme mit Weißrußland. Hier sind insbeson- 
dere die „Tschernobyl-Initiativen" betroffen. Die weißrussische Regie- 
rung scheint hier auch eine zentrale Steuerung der Hilfsgüterverteilung 
anzustreben. Der Bundesminister des Auswärtigen, Dr. Klaus Kinkel, hat 
im Dezember 1996 in einem Schreiben an den weißrussischen Außenmini- 
ster darauf hingewiesen, daß die Bundesregierung großen Wert auf die 
Einhaltung und Umsetzung des Memorandums of Understanding vom 
3. März 1994 legt, in dem eine unbürokratische Hilfe mit direkten Kontak- 
ten der Bürgerinitiativen vereinbart wurde. Das Auswärtige Amt verfolgt 
die Entwicklung in Weißrußland mit großer Sorge und wird weiterhin 
darum bemüht sein, daß der Kontakt von Mensch zu Mensch, wie er 
Grundlage des Memorandum of Understanding ist, auch in Zukunft statt- 
finden kann. 
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In der Russischen Föderation sucht die russische Regierung nach einem 
Weg, um gelegentlichen Mißbrauch der Sonderregelungen für Hilfsliefe- 
rungen auszuschließen. Unsere Botschaft tritt gemeinsam mit unseren 
europäischen Partnern dafür ein, daß auch hier die allgemeine Zollbefrei- 
ung für Hilfslieferungen beibehalien wird. Die Diskussion über die 
zukünftige Praxis ist jedoch noch nicht abgeschlossen. 

In den anderen Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion sind bis 
jetzt keine Behinderungen festzustellen, die über Einzelfälle hinausgehen 
und nicht durch die guten Kontakte unserer Botschaften zu den örtlichen 
Behörden immer wieder gelöst werden könnten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


3. Abgeordnete 

Amke 

Dietert- Scheuer 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Trifft es zu, daß der Bundesgrenzschutz derzeit 
Personen, die nach Zaire abgeschoben werden, 
nicht mehr begleitet, und wenn ja, warum? 


4. 


Abgeordnete 

Amke 

Dietert- Scheuer 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist die Bundesregierung bereit, Konsequenzen 
aus der sich zunehmend verschlechternden Lage 
in Zaire zu ziehen und in Kooperation mit den 
Bundesländern, bis auf weiteres Abschiebungen 
nach Zaire auszusetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 18. April 1997 


Aufgrund der Empfehlungen des Auswärtigen Amts wurde gegenüber 
den Ländern angeregt, Abschiebungen nach Zaire zunächst bis zum 
15. Mai 1997 vorübergehend auszusetzen. Das Auswärtige Amt ist um 
kurzfristige erneute Einschätzung der Lage in Zaire gebeten worden. 

Da davon ausgegangen werden kann, daß die Länder dieser Anregung 
entsprechen, stellt sich die Frage nach einer Begleitung durch den Bun- 
desgrenzschutz erst gar nicht. 


5. Abgeordnete 

Iris 

Follak 

(SPD) 


Haben nach Auffassung der Bundesregierung 
Bürger der ehemaligen DDR einen Pensionsan- 
spruch, wenn sie Berufssoldaten der ehemaligen 
Deutschen Wehrmacht waren, und an welche 
Stellen müssen sie sich ggf. wenden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 22. April 1997 


Das Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen (G 131), das die Ansprüche der ehe- 
maligen Berufssoldaten regelt, war von vornherein nicht auf das Beitritts- 
gebiet übergeleitet worden (Artikel 6 und 8 sowie Anlage I Kapitel II Sach- 
gebiet B Abschnitt I Nr. 1 bis 12 des Einigung s Vertrages vom 31. August 
1990, BGBl. II S. 885). Ansprüche auf Versorgung nach dem G 131 bestan- 
den daher für Berufssoldaten der ehemaligen Deutschen Wehrmacht in 
den neuen Ländern nicht. Durch das Dienstrechtliche Kriegsfolgen- 
Abschlußgesetz (Artikel 3 des Beamtenversorgungsänderungsgesetzes 
1993 vom 20. September 1994, BGBL I S. 2442) ist das G 131 mit Wirkung 
vom 1. Oktober 1994 auch im alten Bundesgebiet aufgehoben worden, 
nachdem es 50 Jahre nach Kriegsende seinen Zweck erfüllt hatte. Die 
Berücksichtigung der Zeiten als Berufssoldat bei der ehemaligen Deut- 
schen Wehrmacht erfolgt nunmehr ausschließlich rentenrechtlich im Rah- 
men des Renten-Überleitungsgesetzes (RÜG), das am 1. Januar 1992 in 
Kraft getreten ist. Für die zu diesem Zeitpunkt vorhandenen Rentenfälle 
wird eine Um- bzw. Neubewertung vorgenommen, vgl. § 307 a SGB VI. 
Für ab 1. Januar 1992 entstehende Rentenfälle erfolgt eine Nachversiche- 
rung, vgl. § 233 a SGB VI. Die hieraus entstehenden Kosten trägt der Bund. 
Fragen zur Rentenberechnung sind an den im Einzelfall zuständigen 
Versicherungsträger zu richten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


6. Abgeordnete 

Siegrun 

Klemmer 


(SPD) 


Welche Grundstücke und ungenutzten Gebäude 
sind dem Bund nach 1989 im Rahmen der deut- 
schen Einheit im Ostteil Berlins zugefallen, und 
welche Nutzungskonzepte bestehen für diese? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 18. April 1997 


Der Bund hat im Ostteil der Stadt Berlin seit der Wiedervereinigung rd. 
1 600 Liegenschaften mit einer Fläche von rd. 1 000 ha übernommen. 

Mehr als die Hälfte der Liegenschaften ist mit Rückgabeansprüchen nach 
Maßgabe des Gesetzes zur Regelung offener Vermögensfragen und des 
Mauergesetzes behaftet. Bis zum 31. Dezember 1996 sind 73 Liegenschaf- 
ten mit einer Fläche von etwa 40 ha restituiert worden. 

Vorhandene Gebäude wurden zum Zeitpunkt der Übernahme überwie- 
gend genutzt (Dienststellen, Mieter). Leer standen im wesentlichen nur 
ehemals militärisch genutzte Liegenschaften (insbesondere die Friedrich- 
Engels-Kaserne im Bezirk Mitte, die inzwischen von der Humboldt Uni- 
versität sowie für kulturelle Zwecke genutzt wird, und die Kaserne im 
Bezirk Lichtenberg, auf der Wohnungen im Rahmen des Berlin-Umzuges 
errichtet werden sollen) . 
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Die meisten Liegenschaften werden in Zukunft für Zwecke des Bundes 
benötigt (Unterbringung des Deutschen Bundestages, der Regierung und 
anderer Dienststellen; Wohnungen). Auf Dauer entbehrliche Liegen- 
schaften werden veräußert. 


7. Abgeordnete 

Lydia 

Westrich 

(SPD) 


Trifft es zu, daß durch den vom Bundesminister 
der Finanzen vorgelegten Entwurf eines Steuer- 
reformgesetzes 1999 (Umsetzung der „Petersber- 
ger Steuervorschläge", vom 22. Januar 1997) ein 
lediger Facharbeiter in der Druckindustrie mit 
einem Bruttolohn in Höhe von 75000 DM im Jahr 
plus Schichtzuschlägen in Höhe von 10000 DM 
im Jahr sowie einer Entfernung zum Arbeitsplatz 
von 40 km, die an 220 Tagen im Jahr zurück- 
gelegt wird, unter Berücksichtigung der Lohn- 
steuer, des Solidaritätszuschlags, der Sozialver- 
sicherungsbeiträge und der Kirchensteuer, insge- 
samt um 3620,44 DM im Jahr mehr belastet wird, 
und wie hoch fallen die Mehrbelastungen/Ent- 
lastungen der genannten einzelnen Komponen- 
ten aus? 


8. Abgeordnete 

Lydia 

Westrich 

(SPD) 


Wie hoch fallen die jährliche Mehrbelastung ins- 
gesamt und die Mehrbelastungen/Entlastungen 
in den einzelnen Komponenten aus, wenn der 
Reformtarif 1999 nicht mit dem geltenden Steuer- 
recht 1997, sondern im Hinblick auf die bereits 
beschlossene Anhebung des Grundfreibetrags 
für 1999 mit dem geltenden Steuerrecht 1999 ver- 
glichen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 17. April 1997 

Die bisherige Freistellung der Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeit von der Steuer- und Sozialabgabenpflicht bedeutet eine 
erhebliche Privüegierung gegenüber den Arbeitnehmern, die keine 
Steuer- und sozialabgabenfreien Zuschläge erhalten und auf ihren Ver- 
dienst in voller Höhe Lohnsteuer und Sozialabgaben abzuführen haben. 
Die nicht begünstigten Arbeitnehmer, die in vielen Fällen ihre Arbeit auch 
zu ungünstigen Zeiten und unter erschwerten Bedingungen aber ohne 
abgabenfreie Zuschläge zu verrichten haben, müssen letztlich die durch 
die Freistellung eintretenden Ausfälle an Steuern und Sozialabgaben 
tragen. 

Im vorbezeichneten Fall ist im Jahre 1997 das Nettoeinkommen um 
5757,68 DM höher als bei einem Arbeitnehmer mit gleichem Einkommen 
von 85 000 DM (ohne abgabenfreie Zuschläge). 

Die Einführung eines neuen Einkommensteuertarifs in Verbindung mit 
der Absenkung des Solidaritätszuschlags von 7,5% auf 5,5%, die Auf- 
hebung der Steuerfreiheit der Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeit sowie die Umwandlung der Kilometer- in eine allgemeine 
Entfernungspauschale führen zu einer Steuermehrbelastung von ins- 
gesamt 2008,64 DM im Vergleich zum geltenden Steuerrecht 1997 bzw. 
2333,51 DM gegenüber dem Steuerrecht 1999. 


4 



Deutscher Bundestag — 13. Wahiperiode 


Drucksache 13/7540 


Der Arbeitnehmeranteil an den Sozialabgaben steigt 1999 um 1611,80 
DM im Vergleich zu 1997 bzw. um 1 521,20 DM bei Anwendung des Sozi- 
alversicherungsrechts 1999. Die zusätzlichen Sozialabgaben führen aber 
auch zu entsprechend höheren Rentenansprüchen der Arbeitnehmer. Der 
bisherige Zustand, daß die angesprochenen steuerfreien Zuschläge nicht 
der Sozialversicherungspflicht unterliegen und damit auch kein Anspruch 
auf entsprechende Leistungen aus der Renten- und Arbeitslosenversiche- 
rung besteht, ist sozialpolitisch fragwürdig und auf Dauer nicht vertretbar. 
Die von der Fraktion der SPD verlangte Beibehaltung der Freistellung von 
Schichtzuschlägen steht somit auch im Widerspruch zu der Forderung der 
Fraktion der SPD nach Sozialabgabenpflicht für geringfügig Beschäftigte. 


Im einzelnen ergeben sich im Jahre 1999 durch die Steuerreform folgende 
Entlastungen (-) bzw. Mehrbelastungen (+): 



gegenüber 
geltendem 
Steuerrecht 1997 

gegenüber 
geltendem 
Steuerrecht 1999 

bei der Lohnsteuer 

+ 2 036,00 DM 

+ 2 038,00 DM 

beim Solidaritätszuschlag 

- 210,60 DM 

+ 112,09 DM 

bei der Kirchensteuer 

+ 183,24 DM 

+ 183,42 DM 

bei den Steuern insgesamt 

+ 2 008,64 DM 

+ 2 333,51 DM 

bei den Sozialabgaben 

F 1 611,80 DM 

+ 1 521,20 DM 

Insgesamt 

+ 3 620,44 DM 

+ 3 854,71 DM 


Geht man im vorliegenden Fall davon aus, daß die 40 km Wegstrecke zur 
Arbeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln statt mit dem Auto zurückgelegt 
werden, so ergibt sich ein günstigeres Ergebnis: Die Steuermehrbelastung 
beträgt dann 223,86 DM (gegenüber Steuerrecht 1997) bzw. 578,22 DM 
(gegenüber Steuerrecht 1999). Mit Einbeziehung der erhöhten Sozial- 
abgaben errechnet sich eine Mehrbelastung von 1835,66 DM (im Ver- 
gleich zum Steuerrecht 1997) bzw. 2099,42 DM (im Vergleich zum Steuer- 
recht 1999). 

Ein Arbeitnehmer mit 85000 DM Bruttojahresverdienst ohne abgaben- 
freie Schichtzuschläge wird bei ansonsten gleichen Voraussetzungen wie 
in der Fragestellung angegeben um 2137,24 DM (gegenüber Steuerrecht 
1997) bzw. 2008,33 DM (gegenüber Steuerrecht 1999) entlastet. 

Die Steuerbeträge sind nach den für die Jahre 1997 und 1999 anzuwen- 
denden allgemeinen Lohnsteuertabellen unter Berücksichtigung der sich 
im Beispielsfall ergebenden Kilometer- bzw. Entfernungspauschale ermit- 
telt worden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


9. Abgeordneter 

Klaus 

Hagemann 

(SPD) 


Trifft der Bericht in der Allgemeinen Zeitung 
Alzey vom 27, März 1997 über einen starken 
Rückgang der Population der Feldhasen in Rhein- 
land-Pfalz in den vergangenen 25 Jahren zu, und 
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welche Maßnahmen, in erster Linie in der Erfor- 
schung der Hintergründe dieser Entwicklung, 
gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, 
um den langfristigen Erhalt der Feldhasenpopu- 
lation in Rheinland- Pfalz und bundesweit zu 
sichern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 21. April 1997 


Auf Bundesebene besteht keine Statistik über die Bestandsentwicklung 
der einzelnen Wildtierarten. Rückschlüss.e auf die Bestandsentwicklung 
des Feldhasen lassen jedoch die Angaben der Bundesländer über die ent- 
sprechenden Jahresstrecken zu; diese Angaben werden vom Deutschen 
Jagdschutz-Verband e.V. in Tabellen zusammengestellt. Danach betrug 
die Jahresstrecke bei Feldhasen im früheren Bundesgebiet im Jagdjahr 
1974/75 rd. 1,3 Millionen, im Jagdjahr 1994/95 dagegen nur noch 
rd. 0,4 Millionen. Für Rheinland- Pfalz wird für 1974/75 eine Jahresstrecke 
von rd. 100000 für 1994/95 nur noch von rd. 20000 angegeben. 


Als Ursache für den augenscheinlich starken Rückgang des Feldhasen 
wird ein Zusammenwirken mehrerer Faktoren angenommen. So haben 
sich die Lebensraumbedingungen aufgrund der in den letzten Jahrzehn- 
ten entstandenen großflächigeren Landnutzungsformen, die tendenziell 
zu einer Verminderung von Hecken, Wegerainen und ähnlichen Klein- 
strukturen geführt haben, verschlechtert. Vermutungen, wonach der Ein- 
satz von Pflanzenschutzmitteln negative Auswirkungen auf den Hasen- 
besatz haben könnten, haben sich jedoch nicht bestätigt. Bei den laufen- 
den Untersuchungen der Biologischen Bundesanstalt wird den möglichen 
Wirkungen von Pflanzenschutzmitteln gerade auch auf sog. Nichtziel- 
Organismen große Aufmerksamkeit gewidmet. Zudem hat eine dänische 
Studie ergeben, daß die fachgerechte Anwendung der zugelassenen 
Pflanzenschutzmittel keine negativen Auswirkungen auf Wildtierpopula- 
tionen, darunter auch Feldhasen, hat. In starkem Maße mitverantwortlich 
für den Rückgang der Feldhasen dürfte jedoch die Zunahme der Beute- 
greifer, insbesondere des Fuchses, sein. Die Jahresstrecke des Fuchses hat 
sich im letzten Jahrzehnt mehr als verdoppelt; sie liegt gegenwärtig bei 
rd. 0,7 Millionen und damit wesentlich über der Jahresstrecke beim Feld- 
hasen. 


Wirkungsvolle Möglichkeiten zur Verbesserung der Situation des Feld- 
hasen liegen in der Verbesserung seiner Lebensräume und in einer konse- 
quenteren Bejagung des Fuchses. Flächenstillegung und Extensivierung 
bieten geeignete Ansatzpunkte zur Verbesserung des Deckungs- und 
Äsungsangebotes für den Feldhasen. So können im Zusammenwirken 
zwischen örtlichen Jägern und Landwirten z. B. Stillegungsflächen auch 
mit Saatmischungen begrünt werden, die den speziellen Lebensbedürf- 
nissen des Niederwildes entsprechen. Nachhaltige positive Auswirkun- 
gen auf den Hasenbesatz werden sich allerdings nur erzielen lassen, wenn 
dies durch eine deutliche Reduzierung des Fuchsbesatzes begleitet wird. 
Die Jäger sind daher aufgerufen, ihrer Verpflichtung zur Hege auch durch 
eine verstärkte Bejagung des Fuchses gerecht zu werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaiordnung 


10. Abgeordnete 

Erika 

Lotz 

(SPD) 


Welche Entwicklung nahmen das Brutto- 
inlandsprodukt und das Bruttosozialprodukt (in 
DM) von 1980 bis 1996? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 18. April 1997 


Die nachstehende Tabelle zeigt die Entwicklung des Brutto inlandspro- 
dukts (BIP) und des Bruttosozialprodukts (BSP) für die Jahre 1980 bis 1996. 
Dabei kann für die alten Länder nur für das BIP eine durchgängige statisti- 
sche Reihe von 1980 bis 1996 geboten werden. Ab 1995 wird für die alten 
Länder vom Statistischen Bundesamt kein BSP mehr errechnet. Ab 1991 
liegen sowohl für das Bruttoinlandsprodukt als auch für das Bruttosozial- 
produkt Zahlen für Gesamtdeutschland vor. 



Bruttoinlandsprodukt 

Bruttosozialp rodukt 

Jahr 

- in Mrd. DM - 

- in Mrd. DM - 


alte Länder 

Deutschland 

alte Länder 

Deutschland 

1980 

1 472,0 


1 477,4 


1981 

1 535,0 


1 539,6 


1982 

1 588,1 


1 590,3 


1983 

1 668,5 


1 675,7 


1984 

1 750,9 


1 763,3 


1985 

1 823,2 


1 834,5 


1986 

1 925,3 


1 936,1 


1987 

1 990,5 


2 003,0 


1988 

2 096,0 


2 108,0 


1989 

2 224,4 


2 249,1 


1990 

2 426,0 


2 448,6 


1991 

2 647,6 

2 853,6 

2 668,1 

2 882,1 

1992 

2 813,0 

3 075,6 

2 821,2 

3 094,6 

1993 

2 844,1 

3 158,1 

2 841,1 

3 164,5 

1994 

2 965,9 

3 320,4 

2 950,1 

3 312,9 

1995 

3 076,7 

3 457,4 


3 444,8 

1996 

3 143,3 

'3 541,1 


3 506,8 


Quelle: Stat. Bundesamt 


11. Abgeordnete Welche Entwicklung nahm die Summe des ver- 

Erika sicherungspflichtigen Einkommens in dem glei- 

Lotz chen Zeitraum? 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 18. April 1997 

Zum versicherungspflichtigen Einkommen liegen keine unmittelbaren 
Daten vor. Die versicherungspflichtige Bruttolohn- und -gehaltssumme 
kann jedoch näherungsweise errechnet werden. So kann aus den Beiträ- 
gen der Arbeitnehmer zur Bundesanstalt für Arbeit und aus dem Beitrags- 
satz zur Bundesanstalt für Arbeit hochgerechnet werden, wie hoch die bei- 
tragspflichtige Bruttolohn- und -gehaltssumme war. Es ergeben sich die in 
heiligender Tabelle dargestellten Beträge in Mrd. DM 


Jahr 

Beitragspflichti 

Deutschland 

ge Bruttolohn- und 
- in Mrd. DM - 
alte 

Bundesländer 

-gehalts summe 

neue 

Bundesländer 

1980 

574,00 

574,00 


1981 

599,33 

599,33 


1982 

613,50 

613,50 


1983 

627,39 

627,39 


1984 

654,35 

654,35 


1985 

676,92 

676,92 


1986 

712,50 

712,50 


1987 

742,79 

742,79 


1988 

773,95 

773,95 


1989 

814,88 

814,88 


1990 

888,37 

888,37 


1991 

1 120,00 

974,90 

145,10 

1992 

1 208,89 

1 040,32 

168,57 

1993 

1 229,85 

1 060,31 

169,54 

1994 

1 247,39 

1 068,62 

178,77 

1995 

1 288,00 

1 095,69 

192,31 

1996 

1 294,47 

1 096,62 

197,85 


Quelle: Stat. Bundesamt, Berechnungen des BMA 


12. Abgeordnete 

Erika 

Lotz 

(SPD) 


Wie hoch war das versicherungspflichtige Ein- 
kommen von Arbeitslosen vor ihrer Arbeitslosig- 
keit? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 18. April 1997 

Die Höhe des versicherungspflichtigen Einkommens von Arbeitslosen vor 
ihrer Arbeitslosigkeit wird statistisch nicht erhoben. Als Anhalt hierfür 
können jedoch die jeweiligen durchschnittlichen wöchentlichen Brutto- 
arbeitsentgelte, die bei der Bemessung des Arbeitslosenentgeltes heran- 
gezogen werden, dienen. Dabei ist jedoch zu beachten, daß diese Bemes- 
sungsgrundlage Arbeitsentgelte, die auf Überstunden beruhen, sowie auf 
einmaligen und wiederkehrenden Zuwendungen, wie z. B. Urlaubsgeld 
oder Weihnachtsgratifikation, nicht enthält. Die Bemessungsentgelte 
ergeben sich aus der beigefügten Tabelle. 
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Jahr 

Wöchentliche Ber 
für das Arbe 
-in I 

alte Bundesländer 

nessungsentgelte 

itslosenqeld 

)M- 

neue Bundesländer 

1980 

416 


1981 

445 


1982 

473 


1983 

485 


1984 

496 


1985 

513 


1986 

525 


1987 

546 


1988 

565 


1989 

587 


1990 

606 


1991 

646 

315 

1992 

698 

419 

1993 

760 

527 

1994 

814 

596 

1995 

848 

632 

1996 

846 

650 


13. Abgeordnete 

Erika 

Lotz 

(SPD) 


Wie haben sich die abgeführten Beiträge an 
die Sozialversicherungsträger (in DM) aus den 
Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit von 1980 
bis 1996 entwickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 18. April 1997 

Die Angaben über die entrichteten Beiträge zur Renten-, Kranken-, 
Pflege- und Unfallversicherung für Lohnersatzleistungen sind in dem 
gemäß § 224 Abs. 3 des Arbeitsförderungsgesetzes vom Vorstand der Bun- 
desanstalt für Arbeit jährlich zu erstattenden Geschäftsbericht enthalten. 
Die daraus entnommenen Beiträge sind in nachstehender Tabelle dar- 
gestellt. 


Jahr 

Beiträge der BA zur Sozialversicherung 
- in Mio. DM - 

1980 

5 336,4 

1981 

8 618,2 

1982 

11 801,5 

1983 

9 569,2 

1984 

8 802,1 

1985 

9 051,6 

1986 

9 320,5 

1987 

10 027,3 

1988 

11 047,0 
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Jahr 

Beiträge der BA zur Sozialversicherung 
-in Mio. DM- 

1989 

10 966,5 

1990 

11 527,3 

1991 

18 329,9 

1992 

24 569,5 

1993 

30 163,4 

1994 

30 912,2 

1995 

37 904,6 

1996 

40 863,2 


14. Abgeordneter 

Thomas 

Rachel 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Karnevalsvereine für ihre Bütten- 
redner Beiträge zur Künstlersozialversicherung 
entrichten müssen, und zwar rückwirkend ab 
1989? 


15. Abgeordneter 

Thomas 

Rachel 

(CDU/CSU) 


Wie läßt sich das mit der Regelung im Programm 
für mehr Wachstum und Beschäftigung in Ein- 
klang bringen, in dem festgeschrieben ist, daß 
kleine Karnevalsvereine keine Beiträge zur 
Künstlersozialversicherung zahlen müssen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 17. April 1997 


Nach dem Künstlersozialversicherungsgesetz (KSVG) unterliegen Hono- 
rare, die Verwerter an selbständige Künstler und Publizisten zahlen, der 
Künstlersozialabgabepflicht. Künstler im Sinne des KSVG ist, wer Musik, 
darstellende oder bildende Kunst schafft, ausübt oder lehrt. Wer im Einzel- 
fall als Künstler anzusehen ist, entscheidet die Künstlersozialkasse (KSK), 
im Streitfall entscheiden die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit. Die KSK 
hat die Künstlereigenschaft von Büttenrednern, deren Tätigkeit der von 
Kabarettisten oder Entertainern ähnelt, bejaht. Das Bundessozialgericht 
hat diese Auffassung kürzlich bestätigt. Künstlersozialabgabe auf Hono- 
rare an Büttenredner müssen allerdings nur diejenigen Karnevalsvereine 
entrichten, die nach dem KSVG abgabepflichtig sind. Für die Vergangen- 
heit kann die KSK Künstlersozialabgaben nur insoweit verlangen, als die 
vierjährige Verjährungsfrist noch nicht abgelaufen ist. 

Aufgrund der durch das Wachstums- und Beschäftigungsförderungs- 
gesetz vorgenommenen und am 1. Januar 1997 in Kraft getretenen Ände- 
rung des § 24 KSVG sind Karnevalsvereine nur dann abgabenpflichtig, 
wenn sie im Kalenderjahr mindestens drei Veranstaltungen durchführen, 
in denen selbständige Künstler auftreten. Sobald die schriftlichen Gründe 
des BSG-Urteils über die Abgabepflicht von Karnevalsvereinen vorliegen, 
wird die KSK über die Konsequenzen für diejenigen Karnevalsvereine 
entscheiden, die sich nach bisherigem, aber nicht nach neuem Recht als 
abgabepflichtig ansieht. Ich gehe davon aus, daß die KSK in diesen Fällen 
den gesetzgeberischen Willen berücksichtigen und von den „kleinen" 
Karnevalsvereinen eine Künstlersozialabgabe für zurückliegende Zeiten 
nicht mehr fordern wird. 
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16. Abgeordneter 

Bernd 

Scheelen 

(SPD) 


Worin bestehen gesamtwirtschaftlich die Vorteile 
einer privaten Versicherung mit Anlagen in 
einem Kapitalstock gegenüber der staatlichen 
Alterssicherung, da durch die demografische Ent- 
Wicklung nicht nur die Rentenversicherung, son- 
dern auch die privaten Lebensversicherungen 
betroffen werden, wenn die Bevölkerung insge- 
samt altersbedingt ihre Einsparungen reduziert 
und statt dessen durch Bezug von Renten oder 
Kapitallebensversicherungen gesamtwirtschaft- 
lich „entspart"? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 18, April 1997 

Es ist richtig, daß von der demo graphischen Entwicklung nicht nur die 
umlagefinanzierte gesetzliche Rentenversicherung sondern auch ein ka- 
pitalfundiertes Alterssicherungssystem betroffen wird. Probleme beste- 
hen darin, daß mangels ausreichender Informationen über den Anstieg 
der Lebenserwartung sowie die Veränderungen der Einkommen, Preise 
und Kapitalerträge keine sicheren Grundlagen für die Bestimmung des 
notwendigen Sicherungsniveaus bei Vertragsabschluß bestehen. Wenn 
die demographische Entwicklung schwächeres Kapitalwachstum oder gar 
Kapitalabbau bedingt, weil eine zunehmende Zahl von Rentnern ihre 
angesparten Fonds auflöst, um davon den Lebensunterhalt zu bestreiten, 
können Schwierigkeiten bei der Veräußerung des Kapitals entstehen. 

Gesamtwirtschaftlich, ordnungspolitisch und sozialpolitisch ist es ange- 
zeigt, daß die umlagefinanzierte gesetzliche Alters Sicherung durch kapi- 
talgedeckte Alterssicherung ergänzt wird. Die Notwendigkeit der demo- 
graphischen Entwicklung durch weitere Reformmaßnahmen in der 
gesetzlichen Rentenversicherung und in anderen ganz oder überwiegend 
öffentlich finanzierten Alterssicherungssystemen Rechnung zu tragen, 
macht es erforderlich, das Kapitaldeckungselement im Gesamtgefüge der 
Alters Sicherung weiter zu stärken. Damit wird unter Nutzung seriöser und 
profitabler Anlagemöglichkeiten, auch auf den internationalen Kapital- 
märkten, das Gesamtsystem der Alters Sicherung auf eine breitere Basis 
gestellt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


17. Abgeordneter 

Ernst 

Bahr 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Bundeswehr, trotz einer noch 
laufenden gerichtlichen Auseinandersetzung 
über die Nutzungsrechte, den früheren sowje- 
tischen Truppenübungsplatz in der Ruppiner 
Heide/Brandenburg für eigene Flugübungen 
nutzt, und auf welche gesetzliche Grundlage 
beruft sich die Bundeswehr bei der beabsichtig- 
ten Nachnutzung des Truppenübungsplatzes 
Ruppiner Fleide? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 23. April 1997 

Es trifft zu, daß die Bundeswehr den Truppenübungsplatz (TrÜbPl) in der 
Ruppiner Heide/Brandenburg für militärischen Flugbetrieb nutzt. Von 
den 17 Verwaltungsstreitverfahren gegen die Bundesrepublik Deutsch- 
land wegen militärischer Nachnutzung des TrÜbPl sind lediglich drei in 
erster Instanz teilweise erfolgreich gewesen. Gegen die Urteile hat die 
Bundesrepublik Deutschland Berufung eingelegt. Die Verfahren sind 
noch nicht rechtskräftig abgeschlossen. 

Das Bundesministerium der Verteidigung geht weiterhin davon aus, daß 
die Bundeswehr gemäß Artikel 21 des Einigungsvertrages Eigentümer 
des TrÜbPl geworden ist und damit auch zur militärischen Nachnutzung 
berechtigt ist. 


18. Abgeordneter Welche Angaben liegen der Bundesregierung 

Ernst über das Verhältnis der Flächen des Truppen- 

Bahr Übungsplatzes vor, die sich im Privat-, im Kom- 

(SPD) munal-, im Landes- und im Bundeseigentum 

befinden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 23. April 1997 


Am 16. Dezember 1993 ist dem Bundesministerium der Verteidigung die 
gesamte von der ehemaligen Westgruppe der sowjetischen Truppen in 
Deutschland (WGT) genutzte Übungsfläche auf der Grundlage einer Ver- 
waltungsvereinbarung mit dem Bundesministerium der Finanzen in einer 
Größe von 12 654 ha übergeben worden. Von der Vermögenszuord- 
nungsstelle Potsdam sind davon dem Bundesministerium der Verteidi- 
gung bislang 475,2 ha (3,75%) nach dem Vermögenszuordnungsgesetz 
(VZOG) zugeordnet worden. 

Im Privateigentum befinden sich 218,7199 ha, was 1,73% der Gesamt- 
fläche entspricht. 

Durch die Zuordnungsstelle sind 81,4 ha, entsprechend 0,64% der 
Gesamtfläche, angrenzenden Kommunen zugeordnet worden (sechs 
Bescheide). Bezüglich der restlichen Grundstücksfläche ist das Ver- 
mögenszuordnungsverfahren nach dem VZOG noch nicht abgeschlossen. 


19. Abgeordneter Auf welche Weise hat sich die Bundeswehr um 

Ernst die Bereinigung der Eigentumsverhältnisse im 

Bahr Sinne einer möglichen Nachnutzung bemüht? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 23. April 1997 


Das Bundesministerium der Verteidigung hat bei der zuständigen Ver- 
mögenszuordnungsstelle Potsdam am 12. Januar 1995 die Zuordnung der 
Gesamtfläche des TrÜbPl in das Verwaltungsvermögen des Bundesmini- 
steriums der Verteidigung beantragt. 
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Die Aufhebung der sechs Zuordnungsbescheide an die Kommunen ist 
ebenfalls beantragt worden. 

Nach Abschluß des Verwaltungsstreitverfahrens vor dem Verwaltungs- 
gericht Potsdam ist vorgesehen, die ausschließlich in Randbereichen des 
Trüb PI gelegenen Privatgrundstücke, teilweise - nur soweit für Übungs- 
zwecke unabdingbar - käuflich zu erwerben. 


20. Abgeordneter Auf welcher Rechtsgrundlage sind ggf, Enteig- 

Ernst nungen vorgenommen worden? 

Bahr 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 23. April 1997 

Auf dem Gelände des TrÜbPl sind seit dem Beitritt der neuen Bundeslän- 
der keine Enteignungen vorgenommen worden. 

Es ist nicht bekannt, ob zur Zeit der DDR-Regierung Enteignungen vor- 
genommen wurden. 


21. Abgeordneter 

Norbert 

Gansei 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Zahlung der Bordgebühren 
für Angehörige der Bundesmarine in der Regel 
mit mehr als vierteljährlichen Verspätungen aus- 
gezahlt werden, und wie wird das Bundesmini- 
sterium der Verteidigung sicherstellen, daß die 
den Soldaten zustehenden gesamten Bezüge 
pünktlich und ohne Verzögerungen ausgezahlt 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 17. April 1997 

Bearbeitungszeiten dieses Ausmaßes sind in der Teilstreitkraft (TSK) 
Marine als absolute Ausnahme anzusehen. 

Durch eine Bündelung von Maßnahmen von 1993 bis 1995, wie die Regio- 
nalisierung von Truppenverwaltungen, Überarbeitung des Kopfstär- 
keschlüssels für Rechnungsführer und des Truppenverwaltungsschlüs- 
sels, ist möglicherweise der Eindruck entstanden, daß die Truppenverwal- 
tungen über das bisherige Maß hinaus belastet würden. Faktisch ist damit 
aber eine bessere Auslastung erreicht worden, die es ermöglicht, rationel- 
ler und effektiver zu arbeiten. Darüber hinaus können die Leiter der Trup- 
penverwaltungen, bedingt durch eine bessere Transparenz, Engpässen 
durch organisatorische Maßnahmen gezielter begegnen. 

In der TSK Marine hat es lediglich bei zwei - von insgesamt 32 - Truppen- 
verwaltungen (Kappeln/Olpenitz und Tarp) aufgrund der Umorganisation 
Anlaufschwierigkeiten gegeben. Bei der Truppenverwaltung in Kappeln/ 
Olpenitz, die die Minensuchflottille und das 5. Schnellbootgeschwader 
betreut, sind diese Probleme noch nicht restlos abgebaut. Hier kam es in 
der Vergangenheit zu unverhältnismäßig langen Bearbeitungszeiten, die 
auch aus Sicht des Führungsstabes der Marine nicht hinnehmbar sind. Es 
ist damit zu rechnen, daß die inzwischen eingeleiteten organisatorischen 
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Maßnahmen, wie kurzfristige personelle Unterstützung durch das Flotten- 
kommando und mittelfristig auch personelle Veränderungen, greifen 
werden und es auch dort zu ansonsten normalen Bearbeitungszeiten von 
vier bis maximal sechs Wochen für Bordzulagen/ Aufwandsentschädigun- 
gen kommen wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


22. Abgeordnete 

Elisabeth 

Altmann 

(Pommelsbrunn) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wird die bereits am 12. September 1996 vom Bun- 
de sministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend als „abgestimmt und unterschriftsreif" 
(Frage 51 in Drucksache 13/5566) bezeichnete 
„Ressortvereinbarung über die jugendpolitische 
Zusammenarbeit" beim aktuell Anfang Mai 1997 
anstehenden Besuch vom Bundesminister des 
Auswärtigen, Dr. Klaus Kinkel, in Bratislava im 
Anschluß an die Unterzeichnung des Kulturab- 
kommens unterzeichnet, und wenn nicht, in wel- 
chem organisatorischen Rahmen soll die Unter- 
zeichnung der „abgestimmt und unter schrifts- 
reif" vorliegenden jugendpolitischen Ressort- 
vereinbarung erfolgen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 22. April 1997 


Ressortvereinbarungen werden von dem jeweiligen Minister bzw. der 
Ministerin oder deren Stellvertreter unterzeichnet. Die Ressortverein- 
barung über jugendpolitische Zusammenarbeit mit der Slowakischen 
Republik soll am 20. Mai 1997 von Bundesministerin Claudia Nolte in 
Preßburg unterzeichnet werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


23. Abgeordnete 

Anneliese 

Augustin 

(CDU/CSU) 


Ist für das Bundesinstitut für Arzneimittel und 
Medizinprodukte der Termin des Umzugs von 
Berlin nach Bonn festgelegt, und sind Räumlich- 
keiten für dieses Institut in Bonn bestimmt 
worden? 
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24. Abgeordnete Falls diese Entscheidungen bisher nicht getroffen 

Anneliese wurden, wann werden sie getroffen? 

Augustin 

(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 22. April 1997 


Wegen des Sachzusammenhangs beantworte ich Ihre beiden Fragen wie 
folgt: 

Der Umzug der Berliner Behörden und Einrichtungen erfolgt Zug um Zug 
mit der Verlagerung von Parlament und Regierung nach Berlin. Für die 
Unterbringung des Instituts kommen zwei grundsätzlich gleichgeeignete 
Liegenschaften mit entsprechenden Räumlichkeiten und Anbaubarkeit 
von Laborbauten in Betracht. 

Die Entscheidung über den endgültigen Standort des Bundesinstituts, die 
alsbald getroffen wird, hängt maßgeblich davon ab, auf welchem Miet- 
zinsniveau eine Einigung mit den jeweiligen Eigentümern möglich ist. 


25. Abgeordneter 

Klaus 

Riegert 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Krankenkassen nach § 20 Abs. 3 
des Beitragsentlastungsgesetzes Selbsthilfegrup- 
pen und -kontaktstellen, die sich die Prävention 
oder Rehabilitation von Versicherten zum Ziel 
gesetzt haben, durch Zuschüsse fördern können, 
und gilt dies auch für Selbsthilfegruppen in 
gemeinnützigen Sportorganisationen, auch wenn 
diese Abteilungen der Sportvereine sind? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 18. April 1997 


Die Spitzenverbände der Krankenkassen haben unter Beteiligung der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigung am 14. Februar 1997 das in § 20 
Abs. 3 des Fünften Buches des Sozialgesetzbuchs (SGB V) vorgesehene 
Verzeichnis der Krankheitsbilder beschlossen, bei deren Prävention und 
Rehabilitation eine Förderung von Selbsthilfe gruppen und -kontaktstei- 
len durch Krankenkassen zulässig ist. Die Krankenkasse hat jeweils im 
Einzelfall zu entscheiden, ob und in welchem Umfang eine Förderung von 
in Sportvereinen organisierten Selbsthilfegruppen erfolgen soll, wenn die 
von den Spitzenverbänden festgelegten medizinischen Voraussetzungen 
erfüllt sind. ^ 

Eine direkte Förderung von Sportvereinen kann auf diesem Wege aller- 
dings nicht erfolgen. Sie kann künftig aber von der Satzung der einzelnen 
Krankenkassen mit nach § 56 Abs. 4 SGB V in der Fassung des 2. NOG 
allein von den Versicherten finanzierten Beiträgen vorgesehen werden, 
soweit der Aufgabenbereich der gesetzlichen Krankenversicherung nicht 
überschritten wird. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


26. Abgeordnete 

Dr. Angelika 
Köster-Loßack 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist es zutreffend, daß der Neubau der B 535, 
1. Bauabschnitt Plankstadt — Schwetzingen, 
nicht mehr in der mittelfristigen Finanzplanung 
aufgeführt ist und dieser nicht mehr dem dring- 
lichen Bedarf zugerechnet wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 22. April 1997 


Die B 535 - Ortsumgehung Schwetzingen — Plankstadt - ist im Bedarfs- 
plan für die Bundesfernstraßen in der Stufe „Vordringlicher Bedarf" ent- 
halten. Diese vom Gesetzgeber festgelegte Dringlichkeitsstufe ist ver- 
bindlich. Ebenfalls ist die Maßnahme mit einem Anlaufbetrag im Fünf- 
jahresplan für den Ausbau der Bundesfernstraßen als mittelfristiges Bau- 
programm des Bundesministeriums für Verkehr eingeplant. Es ist nicht 
zutreffend, daß sich an dieser Festlegung bzw. Einplanung etwas geändert 
hat. 


27. Abgeordnete 

Dr. Angelika 
Köster-Loßack 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist weiterhin geplant, im Jahr 2000 eine Anschub- 
finanzierung in Höhe von 10 Mio. DM zur Reali- 
sierung der „Ortsumfahrung Schwetzingen — 
Plankstadt" zu leisten, und wird darüber nach- 
gedacht, eine andere, „abgespeckte" Variante zu 
realisieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 22. April 1997 


Ob der nach dem Fünfjahresplan gegen Ende seiner Laufzeit beabsich- 
tigte Baubeginn realisiert werden kann, hängt vom Ablauf des Baupro- 
gramms (Entwicklung der Kosten und Verpflichtungen für laufende Maß- 
nahmen und der Finanzierungsmöglichkeiten) ab und kann dementspre- 
chend jeweils erst mit Aufstellung des Bundeshaushaltes entschieden 
werden. Daher kann heute über die Möglichkeiten gegen Ende des Fünf- 
jahresplans keine Aussage gemacht werden. Zu gegebener Zeit wird dann 
eine Realisierung in verkehrswirksamen Baustufen (nicht jedoch eine 
„abgespeckte Variante") zu prüfen sein, um dann mit der Investition mög- 
hchst schnell einen Verkehrswert zu schaffen. 


28. Abgeordneter 

Dr. Uwe 
Küster 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 
Landesregierung von Sachsen-Anhalt im Dezem- 
ber 1996 eine Liste der aus ihrer Sicht dringlich- 
sten Bundesstraßenbauvorhaben vorgelegt hat, 
die im Gegensatz zu dem Vorschlag der Bundes- 
regierung einen Baubeginn der Ortsumgehung 
Wolmirstedt im Jahre 1998 vorsah? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 22. April 1997 


Nein. 


29. Abgeordneter 

Dr. Uwe 
Küster 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung das Angebot 
der Landesregierung Sachsen-Anhalt, den Bau 
von Ortsumgehungen - darunter Wolmirstedt - 
vorzufinanzieren, und ist sie bereit, eine entspre- 
chende Vereinbarung mit dem Land abzuschlie- 
ßen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 22. April 1997 


Die Bundesregierung kann sich ohne Kenntnis der Modalitäten eines 
solchen Finanzierungsmodells, die ihr bislang nicht vorliegen, nicht 
äußern. 


30. Abgeordneter 
Albert 
Schmidt 
(Hitzhofen) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Fluggäste gibt es nach Kenntnis der 
Bundesregierung jährlich zwischen den Städten 
Paris und Frankfurt a. M., die durch die geplante 
Schnellbahnverbindung Paris — Ostfrankreich — 
Südwestdeutschland (POS) auf die Schiene ver- 
lagert werden könnten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 18. April 1997 


Das Luftverkehrsaufkommen im Personenverkehr betrug 1995 von Frank- 
furt (M) nach Paris 398777 Reisende, von Paris nach Frankfurt (M) 424 258 
Reisende; 1996 von Frankfurt (M) nach Paris 416 230 Reisende, von Paris 
nach Frankfurt (M) 435488 Reisende. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß mit Aufnahme des Hochge- 
schwindigkeitsverkehrs zwischen Paris, Ostfrankreich und Südwest- 
deutschland (POS) ein erheblicher Teil der Reisenden - nicht nur zwi- 
schen Frankfurt (M) und Paris - sich für dieses moderne Zugangebot ent- 
scheiden wird. 

Wesentliches Ziel des POS-Projektes ist es, das deutsche und französische 
Eisenbahnhochgeschwindigkeitsnetz miteinander zu verbinden. 


31. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung Durchfüh- 
rung und Dauer des Planungsverfahrens für die 
Ortsumgehung Wolmirstedt im Zuge der Bundes- 
straße 189, und wo sieht sie Planungshindernisse 
oder -Verzögerungen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 22. April 1997 


Die Bundesregierung sieht bei der Planung der Ortsumgehimg Wolmir- 
stedt im Zuge der B 189 weder Planungshindernisse noch -Verzögerungen. 


32. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


In welchem Zeitraum kann die Ortsumgehung 
Wolmirstedt nach den Planungen der Bundes- 
regierung verwirklicht werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 22. April 1997 


Ab dem Jahr 2000. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


33. Abgeordneter 

Wolfgang 

Börnsen 

(Bönstrup) 

(CDU/CSU) 


Mit welchen Finanzmitteln sind unter welchen 
Konditionen bzw. Vorgaben oder Auflagen von 
seiten des Bundes und der EU Maßnahmen für 
das Flensburger Vorhaben „Gaserzeugung aus 
Restmüll (Gera)" gefördert worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinkert 
vom 18. April 1997 


Am 1. Dezember 1990 stellte die Stadt Flensburg einen Antrag beim 
Umweltbundesamt in Berlin zur Förderung eines Projektes mit der 
Bezeichnung „Reststoff und Abfallvergasung" aus dem Investitionspro- 
gramm zur Verminderung von Umweltbelastungen. Als Voraussetzung 
für eine Förderung waren allerdings die Ergebnisse eines FuE- Vorhabens 
des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Tech- 
nologie (BMBF) abzuwarten. Im Rahmen des durch die Projektträger- 
schaft des BMBF mit 1 887 628 DM geförderten Projektes „Abfallwirtschaft 
und Altiastensanierung" wurden die Grundlagen für eine Anlagenkon- 
zeption für den Standort Flensburg erarbeitet. Eine direkte Förderung der 
Stadtwerke Flensburg im Zusammenhang mit der geplanten Anlage zur 
Abfallvergasung seitens des Bundesministeriums für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit erfolgte nicht. 1993 teilte die Antragstellerin 
dem Umweltbundesamt mit, daß kein Interesse mehr an einer Förderung 
aus dem o. g. Investitionsprogramm bestünde. Weitere Zuwendungen aus 
dem Umweltbereich sind nicht bekannt. 
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Aktuell mit Datum vom 9. April 1997 stellt die Abfallwirtschaftszentrum 
Flensburg GmbH (100%ige Tochter der Stadtwerke Flensburg GmbH) 
beim Umweltbundesamt einen Antrag auf Förderung aus dem Investi- 
tionsprogramm. Gegenstand dieses Antrages ist die „Nachrüstung des 
Abfallwirtschaftszentrums Flensburg zur Mechanisch-Biologischen- 
Restabfallbehandlungsanlage". Die Gaserzeugungsanlage ist Bestandteil 
des Gesamtkonzeptes, jedoch nicht Gegenstand des o. g. Förderantrages. 
Die weitere Prüfung des Antrages erfolgt im Umweltbundesamt. 

Für die Gaserzeugung und Gasreinigung wurden der Abfall Wirtschafts- 
zentrum Flensburg GmbH EU-Fördermittel im Rahmen des THERMIE II- 
Programms (Gemeinschaftsprogramm zur finanziellen Unterstützung der 
Förderung europäischer Energietechnologien) bewilligt. 


34. Abgeordneter 

Wolfgang 

Börnsen 

(Bönstrup) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, dem Konzept 
des schleswig-holsteinischen Umweltministers 
Rainder Steenblock zu folgen, das, ausgehend 
von einem neuen Landesabfallplan, eine Reali- 
sierungschance für das Müllgas-Projekt aus- 
schließt und damit nach Meinung von Flensburgs 
Oberbürgermeister Olaf Cord Dielewicz, nach 
einer Meldung des Flensburger Tageblattes vom 
27. März 1997, einen Anspruch auf Genehmigung 
nach Bundesrecht verhindert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinkert 
vom 18. April 1997 

Der Bundesregierung liegen keine Informationen zu einem neuen, ver- 
bindlichen Landesabfallplan für Schleswig-Holstein vor. Ebensowenig 
verfügt sie derzeit über detaillierte Erkenntnisse zu aktuellen abfallwirt- 
schaftlichen Planungen der Stadt Flensburg, insbesondere nicht zur 
Gaserzeugungsanlage aus Restmüll. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß der Vollzug des 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes sowie des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes und damit insbesondere die Durchführung von Genehmi- 
gungsverfahren für Abfallentsorgungsanlagen ausschließlich den dafür 
nach Landesrecht zuständigen Behörden obliegen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Post 
und Teiekommunikation 


35. Abgeordneter 

Dr. Manuel 
Kiper 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele „Abfragestellen" für Abrufe von 
Bestandsdaten bei Telekommunikationsanbie- 
tern nach § 90 Telekommunikationsgesetz (TKG) 
sind geplant, und aus welchen Gründen wird 
diese Form der Organisation angestrebt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 22. April 1997 


Nach den dezeitigen noch nicht abgeschlossenen Überlegungen wird die 
Einrichtung von drei Abfragestellen für das automatisierte Auskunftsver- 
fahren nach § 90 des Telekommunikationsgesetzes (TKG) für erforderlich 
gehalten. 

Die angestrebte Organisationsform berücksichtigt Anforderungen sicher- 
heitstechnischer, gebäudetechnischer, wirtschaftlicher und personeller 
Art. 


36. Abgeordneter 

Dr. Manuel 
Kiper 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welchem Umfang hat ein Unternehmer, der 
seinen Mitarbeitern die Nutzung seiner Telekom- 
munikationsanlage für private Telefonate gegen 
Erstattung der dadurch angefallenen Gebühren 
gestattet, als geschäftsmäßiger Anbieter von 
Telekommunikationsdiensten nach § 3 TKG zu 
gelten, und welche Konsequenzen hat dies für ihn 
beim Vorhalten von Einrichtungen nach den 
Regelungen im Elften Abschnitt des TKG (z. B. in 
den §§88 und 90)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 22. April 1997 


Mit der Überlassung einer sog. Nebenstellenanlage an Arbeitnehmer bie- 
tet der Arbeitgeber diesen Telekommunikation an. Dieses Angebot ist in 
der Regel auch auf Dauer angelegt und dient nicht nur für bestimmte Tele- 
fonate im Einzelfall. Damit liegt ein geschäftsmäßiges Erbringen von 
Telekommunikationsdiensten vor. Die Formulierung „geschäftsmäßiges 
Erbringen von Telekommunikationsdiensten" ist im Zuge der Ausschuß - 
beratungen nicht zuletzt deshalb in das TKG aufgenommen worden, 
damit die Geltung des Fernmeldegeheimnisses nach § 85 TKG und der 
Datenschutzregelungen im § 89 TKG auch für solche Telekommunika- 
tionssituationen sichergestellt ist. 

Die Verwendung des gleichen Begriffes in den Vorschriften über die tech- 
nische Umsetzung von Überwachungsmaßnahmen (§ 88 TKG) und über 
die Auskunftsersuchen von Sicherheitsbehörden ist dagegen vor dem 
Hintergrund zu sehen, daß diese Vorschriften auch für sog. Corporate Net- 
works gelten müssen. Bei diesen fehlt aber häufig eine Gewinnerzielungs- 
absicht und damit ein entscheidendes Charakteristikum des gewerblichen 
Angebots von Telekommunikation, so daß auch hier der sonst im TKG 
benutzte Begriff der Telekommunikationsdienstleistung nicht verwendet 
werden konnte. 

Der Betreiber einer solchen Telekommunikationsanlage hat das Fernmel- 
degeheimnis (§ 85 TKG) zu wahren und zumindest entsprechende techni- 
sche Schutzmaßnahmen nach § 87 Abs. 1 Nr. 1 und 2 TKG zu treffen. Wei- 
tergehende Anforderungen des § 87 TKG hängen im Einzelfall von der 
Bedeutung der zu sichernden Telekommunikationsanlage für die Allge- 
meinheit ab, sie sind in Fällen sog. Nebenstellenanlagen im Regelfall nicht 
erkennbar. 
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Nach § 88 TKG sind die technischen Einrichtungen zur Umsetzung von 
gesetzlich vorgesehenen Überwachungsmaßnahmen von den Betreibern 
der Telekommunikationsanlagen zu gestalten und vorzuhalten, die 
gesetzlich verpflichtet sind, die Überwachung und Aufzeichnung der 
Telekommunikation zu ermöglichen. Der Kreis derjenigen, die gesetzlich 
zur Ermöglichung der Überwachung und Aufzeichnung der Telekommu- 
nikation verpflichtet sind, ergibt sich aus den Bestimmungen des Arti- 
kels 1 § 1 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes zur Beschränkung des Brief-, Post- und 
Fernmeldegeheimnisses (G 10), aus § 100 b Abs. 3 der Strafprozeßord- 
nung (StPO) und aus § 39 Abs. 5 des Außenwirtschaftsgesetzes (AWG). 
Danach hat jeder Betreiber von Telekommunikationsanlagen, die für den 
öffentlichen Verkehr bestimmt sind, die Überwachung und Aufzeichnung 
der Telekommunikation zu ermöglichen. Die jüngeren Vorschriften des 
TKG (§ 3 Nr. 12) bezeichnen eine derartige Telekommunikationsanlage 
als „öffentliches Telekommunikationsnetz". Sogenannte Nebenstellen- 
anlagen sind in aller Regel „Endeinrichtungen" im Sinne des § 3 Nr. 3 
TKG. Die Betreiber von Endeinrichtungen sind von den Vorschriften des 
§ 88 Abs. 2 Satz 1 TKG in Verbindung mit dem G 10, dem § 100b StPO und 
dem § 39 AWG nicht betroffen. 

Ein Unternehmer, der seinen Mitarbeitern die Nutzung seiner Telekom- 
munikationsanlage für private Telefonate gegen Erstattung der dadurch 
anfallenden Gebühren gestattet, ist von den Vorschriften des § 90 Abs. 1 
und 2 TKG nicht betroffen, sofern er Außenstehenden den Zugang zu 
seiner Telekommunikationsanlage nicht ermöglicht. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technoiogie 


37. Abgeordnete 

Elisabeth 

Altmann 

(Pommelsbrunn) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie hoch sind die tatsächliche Anzahl der Per- 
sonen und die jeweils durchschnittlich zugewie- 
senen Förderbeträge, die im Rahmen des Auf- 
stiegsfortbildungsförderungsgesetzes (AFBG) im 
ersten Quartal 1997 aus Mitteln des Bundeshaus- 
haltes gefördert wurden, und wie steht die Zahl 
der Geförderten im Verhältnis zu der Anzahl der 
inzwischen auf rd. 45000 angestiegenen Förder- 
anträge? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Elke Wülfing 
vom 22. April 1997 


Nach dem letzten Stand der Erhebungen (13. März 1997) war nach An- 
gaben der Länder über 31000 Förderanträge entschieden worden. Bei 
einer Gesamtzahl von 45000 Anträgen entspricht dies einem Anteil von 
ca. 70%. 
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Von den bisher im ersten Quartal 1997 beschiedenen 18000 Förderanträ- 
gen sind nach Mitteilung der Länder ca. 60 bis 70% Vollzeitfälle, d. h. es 
werden oder wurden Leistungen zum Lebensunterhalt gewährt. Hierfür 
wurden von Bund und Ländern Mittel mit einer Gesamthöhe von insge- 
samt 22 Mio. DM geleistet. Der Bundesanteil daran betrug 17 Mio. DM 
(78%). 

Baden-Württemberg hat durch eine Sonderauswertung die durchschnitt- 
lich zugewiesenen Förderbeträge ermittelt. In den Zahlmonaten Januar 
bis März 1997 verteilte sich danach ein Gesamtvolumen von Bundes- und 
Landesmitteln in Höhe von 1 359 430 DM auf 1 555, 1 699 bzw. 1 816 
laufende Zahlfälle. Die daraus errechneten durchschnittlich zugewiese- 
nen Förderbeträge betragen insgesamt ca. 280 DM. Davon trägt der Bund 
78%. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 


38. Abgeordnete 

Editha 

Limbach 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung an ihrem Beschluß fest, 
daß der erste Dienstsitz des Bundesministeriums 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent- 
wicklung in Bonn bleibt (entsprechend § 1, 3d 
und § 6,2,3 Berlin/Bonn-Gesetz )? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus-Jürgen Hedrich 
vom 16. April 1997 


Ja. 


39. Abgeordnete 

Editha 

Limbach 

(CDU/CSU) 


Wie ist in diesem Zusammenhang die Aussage 
von Bundesminister Carl-Dieter Spranger bei der 
Eröffnung der Außenstelle Berlin zu verstehen: 
„Berlin muß daher Mittelpunkt der Entwick- 
lungspolitik bleiben. Die. Entwicklungspolitik 
braucht Berlin, wie umgekehrt die wiederver- 
einigte Hauptstadt die Entwicklungspolitik 
braucht" (Zitiert Bonn-Berlin- Journal - 02/97, 
S. 12)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus-Jürgen Hedrich 
vom 16. April 1997 

Bundesminister Carl-Dieter Spranger hat mit dieser Aussage deutlich 
gemacht, daß trotz der Verlagerung der drei Entwicklungsinstitutionen 
DED, DSE und DIE von Berlin nach Bonn, die Bedeutung Berlins für die 
deutsche Entwicklungspolitik erhalten bleibt. 


Bonn, den 25. April 1997 
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